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A. Bericht des Abgeordneten Lenze (Attendorn): 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 112. Sit- 
zung am 11. November 1955 den von der Fraktion 
der SPD eingebrachten Gesetzentwurf federführend 
an den Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer- 
fragen und zur Mitberatung an den Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. Der Ausschuß hat die Beratungen 
am 18. November 1955 aufgenommen, mußte sie 
aber mehrfach unterbrechen, da die Behandlung 
der Fünften Novelle zum Bundesversorgungsgesetz 
in dieser Zeit vordringlich geworden war. Nach 
Abschluß der Beratungen über die Fünfte Novelle 
zum Bundesversorgungsgesetz wurden die Bera- 
tungen über die Zweite Novelle zum Kriegsgefan- 
genenentschädigungsgesetz unverzüglich fortgesetzt. 
Die Verhandlungen gestalteten sich insbesondere 
deshalb schwierig, da anläßlich eines Antrags der 
SPD auf Aufhebung der 3. Verordnung zur Durch- 
führung des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes — Drucksache 1555 — der Rechtsausschuß 
festgestellt hat, daß die Ermächtigung in § 44 des 
KgfEG, soweit sie sich auf nähere Voraussetzungen 
des Entschädigungsanspruchs bezieht, mit Art. 80 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes nicht in Einklang 
stehen dürfte. Der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht empfahl daher, die Rechtsvor- 
schriften, die in der 3. DVO zum KgfEG auf Grund 
des § 44 KgfEG geregelt worden waren, in das 
Gesetz zu übernehmen. Der am 6. Februar 1956 
vom Ausschuß gefaßte Beschluß, mit Rücksicht auf 
das Votum des Ausschusses für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht dem Plenum die Aufhebung der 
3. DVO zum KgfEG zu empfehlen (siehe Druck- 
sachen 1555, 2094), zwangen den Ausschuß, die Be- 
ratungen über den Umfang des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 1771 — hinaus auszudehnen und die 
in dieser Durchführungsverordnung angesprochene 
Materie im Gesetz zu regeln. 


Das Bekanntwerden der Stellungnahme des 
Rechtsausschusses und des Beschlusses des Kriegs- 
opferausschusses ließ eine Rechtsunsicherheit be- 
fürchten. Die Richtigkeit dieser Auffassung wurde 
durch den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 13. Juni 1956 bestätigt. Aus diesen Gründen 
sah sich der Ausschuß vor die Aufgabe gestellt, die 
Beratungen so zu beschleunigen, daß das Ergebnis 
noch vor den Parlamentsferien dem Plenum zur 
Beschlußfassung vorgelegt werden kann. Nachdem 
auch der mitberatende Haushaltsausschuß zu dem 
Beratungsergebnis des Kriegsopferausschusses Stel- 
lung genommen hatte, konnte der Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen am 29. Juni 
1956 die Beratungen abschließen. 

Zu den Kernpunkten dieses Gesetzentwurfs ist 
im einzelnen folgendes zu bemerken: 

II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu r t i k e 1 1 
Zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 2) 

Der neue Absatz 2 stellt sicher, daß auch die 
Personen Ansprüche nach dem KgfEG geltend 
machen können, die in der Zeit vom 1. Januar 1947 
bis 2. Februar 1954 ihren Wohnsitz oder Aufenthalt 
vorübergehend aus dem Geltungsbereich des Ge- 
setzes in das Ausland verlegt haben. Diese Regelung 
schließt auch die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes ein. 

Zu Nr. 2 (§ 2) 

Die Ergänzung des Absatzes 1 bringt eine klare 
Abgrenzung der Kriegsgefangenschaft von dem 
politischen Gewahrsam. Danach endet die Kriegs- 
gefangenschaft mit dem Tage der Überführung in 



ein im Geltungsbereich des Gesetzes gelegenes 
Internierungslager. Der Aufenthalt im Internie- 
rungslager ist infolgedessen in keinem Fall ent- 
schädigungsfähig. 

Durch die Bestimmung der Absätze 2, 3 und 4 
wird die aus der 3. DVO zum KgfEG sich ergebende 
Rechtslage in das Gesetz übernommen. Mit dieser 
Änderung des § 2 wird die nicht zuletzt durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 13. Juni 

1956 verursachte Rechtsunsicherheit beseitigt und 
der Fragenkomplex geklärt. Ein weitergehender 
Antrag, in § 2 Abs. 1 Nr. 1 die Worte „im ursäch- 
lichen Zusammenhang mit Ereignissen, die unmit- 
telbar mit der Kriegführung des Zweiten Welt- 
krieges zusammenhingen“ zu ersetzen durch „im 
ursächlichen Zusammenhang mit den Kriegsereig- 
nissen“, hat keine Mehrheit gefunden. 

Im Zusammenhang mit den Beratungen über § 2 
wurde die einmütige Auffassung des Ausschusses 
festgestellt, daß das KgfEG auf die nach Kriegs- 
ende zum Teil mit ihren Familienangehörigen in 
die UdSSR zur Arbeitsleistung verbrachten sog. 
Spezialisten keine Anwendung finden soll. Diese 
Verbringung stand mit Ereignissen, die unmittelbar 
mit der Kriegführung des Zweiten Weltkrieges 
zusammenhingen, nicht im ursächlichen Zusammen- 
hang. 

Zu Nr. 3 (§ 4 Abs. 1) 

Die im Gesetzentwurf der SPD-Fraktion — 
Drucksache 1771 — enthaltene Änderung wurde 
vom Ausschuß nicht übernommen, da diesem An- 
liegen im Haushaltsgesetz bereits Rechnung ge- 
tragen ist und die Absicht besteht, die Auszahlung 
der Entschädigung möglichst bis Ende des Jahres 

1957 durchzuführen. 

Zu Nr. 4 (§ 5) 

Neben der Vererblichkeit des Anspruchs auf Ent- 
schädigung eines nach dem 3. Februar 1954 ver-_ 
storbenen Berechtigten wurde neu den Angehörigen 
von Kriegsgefangenen und ehemaligen Kriegs- 
gefangenen, die in der Gefangenschaft oder im 
Geltungsbereich des Gesetzes verstorben sind, ein 
Anspruch auf Entschädigung zuerkannt. Die Höhe 
des Anspruchs richtet sich nach der Dauer der 
Kriegsgefangenschaft des Verstorbenen. Die Vor- 
aussetzung der Bedürftigkeit in der Person der 
Erben wurde fallengelassen. Der Personenkreis 
der Erben bzw. der Angehörigen wurde auf die 
Stiefkinder und Stiefeltern ausgedehnt. 

Mit Rücksicht auf die beabsichtigte vorzeitige 
Auszahlung der Entschädigung, die bereits unter 
Nr. 3 erwähnt wurde, konnte sich die Mehrheit des 
Ausschusses nicht entschließen, einer Verpfändbar- 
keit des Anspruchs auf Entschädigung zuzustimmen. 

Zu Nr. 4 a (§ 8) 

Auf Grund der bei der Anwendung des Gesetzes 
gewonnenen Erfahrungen wurde der § 8 neu ge- 
staltet. Dabei verfolgte der Ausschuß die Absicht, 
die gleichen Maßstäbe für den Ausschluß von der 
Entschädigung anzuwenden, wie sie bereits in 


ähnlichen Gesetzen (Bundesentschädigungsgesetz, 
Häftlingshilfegesetz) zur Anwendung gekommen 
sind. 

Zu Nr. 5 (§ 9) 

Durch diese Änderung wird für Personen, die 
erst durch dieses Änderungsgesetz anspruchsberech- 
tigt werden, eine neue Antragsfrist eröffnet. Außer- 
dem wird Personen, die durch die beiden Gesetze 
zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten können, 
die Antragstellung ermöglidit. Da zahlreiche Be- 
rechtigte die Antragsfrist versäumt haben, wird 
diesen nochmals die Gelegenheit gegeben, innerhalb 
eines halben Jahres nach Inkrafttreten dieses Ände- 
rungsgesetzes einen Antrag zu stellen. Sind Be- 
rechtigte durch Umstände verhindert worden, die 
außerhalb ihres Willens lagen, so können sie auch 
nach Wegfall des Hindernisses innerhalb von sechs 
Monaten zur Antragstellung zugelassen werden. 

Zu Nr. 6 (§ 10) 

Die Vorschrift des § 10 wurde vom Ausschuß 
gestrichen, da es sich nicht als zweckmäßig erwiesen 
hat, auch den Abschnitt II des Gesetzes von den in 
§ 10 genannten Dienststellen durchführen zu lassen. 
Man hielt es für sinnvoller, die Bestimmung der 
durchführenden Behörden den Ländern zu über- 
lassen. 

Zu Nr. 14 (§ 28) 

Die Ergänzung des § 28 stellt klar, daß bei der 
Gewährung von Darlehen und Beihilfen die Ent- 
schädigung dann nicht berücksichtigt werden muß, 
wenn sie auf ein Darlehen zum Existenzaufbau 
oder auf ein Darlehen zur Beschaffung von Wohn- 
raum oder auf eine Beihilfe zur Beschaffung von 
Hausrat angerechnet wurde, oder wenn der Nach- 
weis geführt wird, daß sie für den Existenzaufbau 
oder für die Wohnraumbeschaffung oder für die 
Beschaffung von Hausrat bereits Verwendung ge- 
funden hat und für diesen Zweck sonst ein Dar- 
lehen oder eine Beihilfe gegeben worden wäre. Ein 
weitergehender Antrag, von der Anrechnung der 
Entschädigung abzusehen, wenn diese für einen 
billigenswerten persönlichen Zweck oder für ein 
volkswirtschaftlich nützliches Vorhaben Verwen- 
dung gefunden hat oder findet, hat nicht die Zu- 
stimmung der Ausschußmehrheit gefunden. 

Die übrigen im Gesetz vorgesehenen Änderungen 
und Ergänzungen beinhalten lediglich redaktionelle 
Verbesserungen bzw. Klarstellungen in verwal- 
tungsrechtlichen Vorschriften, die von den Ländern 
zur besseren Durchführung des Gesetzes vorge- 
schlagen worden sind, oder die sich aus Änderungen 
des Lastenausgleichsgesetzes durch die 4. Novelle 
zu diesem Gesetz ergeben. Die Vorschrift des § 41 
wurde aus rechtssystematischen Gründen dem § 40 
vorangestellt. In Anbetracht dessen,. daß die aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
13. Juni 1956 im § 44 sich ergebende Streichung der 
Worte „über die Voraussetzungen des Entsdiädi- 
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gungsanspruchs“ im Bundesgesetzblatt bekannt- 
gemacht wird, hat der Ausschuß auf eine entspre- 
chende Änderung dieses Paragraphen im Rahmen 
der vorliegenden Novelle verzichtet 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Ausgenommen davon ist lediglich die 
Vorschrift des § 2, die mit dem 3. Februar 1954 
(Datum des Inkrafttretens des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes) in Kraft treten soll. Dies 
ist notwendig, da auch die 3. DVO mit dem 3. Fe- 
bruar 1954 in Kraft gesetzt worden war und die 
Rechtskontijiuität gewahrt bleiben soll. Um den 
bisherigen; Rechtsstand zu erhalten, wird in Absatz 2 
bestimmt, daß gegebene Leistungen von der Neu- 
regelimg unberührt bleiben. 

III. Finanzielle Auswirkungen 

Die durch diesen Gesetzentwurf bewirkten Än- 
derungen verursachen im Bundeshaushalt voraus- 
sichtlich die nachstehend aufgeführten Mehrauf- 
wendungen. 

Zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 2): 

Für ca. 1100 Personen, die sich 
vorübergehend im Ausland auf- 
halten, ca. 1,7 Mio DM 

Zu Nr. 4 (§ 5): 

Für die seit dem 1. Januar 1947 
im Geltungsbereich des Gesetzes 


verstorbenen ca. 11 150 ehema- 
ligen Kriegsgefangenen .... ca. 8,0 Mio DM 

Für die seit dem 1, Januar 1947 
in ausländischem Gewahrsam 
verstorbenen ca. 141 300 Kriegs- 
gefangenen ca. 69,0 Mio DM 


Zu Nr. 5 (§ 9 Abs. 6): 

Für ca. 30 000 Personen, die die 
Antragsfrist versäumt haben, . . ca. 25,0 Mio DM 

Summe ca. 103,7 Mio DM 

Davon sind infolge der Ergän- 
zung des § 2 Abs. 1 (Nr. 2) an 
Ersparnissen abzusetzen . . .ca. 7,0 Mio DM 

Mithin Mehraufwendungen . . ca 96,7 Mio DM. 


Die unter Nr. 1 und 5 erwähnten Ausgaben 
waren bereits in den Gesamtbedarf von 1200 Mio 
DM eingeplant, der für die Durchführung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes errechnet 
war; die Beträge stellen also nicht ein tretende Er- 
sparnisse dar. 


Bonn, den 29. Juni 1956 

Lenze (Attendorn) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Kriegsgefangenenent- 
schädigungsgesetzes in der aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 29. Juni 1956 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen 

Petersen Lenze (Attendorn) 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
- Drucksache 1771 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen 
(29. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener (Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz) vom 30. Ja- 
nuar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 
12. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 143) wird 
wie folgt geändert; 


1. In § 1 Nr. 2 wird das Wort „Vertreibung** 
durch die Worte „Aussiedlung im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 231), in der Fassung des 
Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesvertriebenengesetzes vom 
3. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 231)** 
ersetzt. 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener (Kriegs- 
fangenenentschädiigungagesetz — KgfEG — ) 
vom 30. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 
12. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 143) und 
des Gesetzes zur Regelung finanzieller Bezie- 
hungen zwischen den Ländern (Viertes Über- 
leitungsgesetz) vom 27. April 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 189) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) In § 1 Nr. 2 wird das Wort „Vertrei- 
bung** durch die Worte „Aussiedlung 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201), in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesvertriebenengesetzes 
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Entwurf 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 


2. Dem § 1 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Ohne Rücksicht auf den in Ab- 
satz 1 genannten Stichtag kann ein Be- 
rechtigter seinen Anspruch geltend machen, 
wenn er als Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes oder im Aufträge eines im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes befindlichen 
wirtschaftlichen Unternehmens vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes seinen ständi- 
gen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes in das Ausland verlegt hau"" 


vom 3. August 1954 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 231)" ersetzt. 

b) Als neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Berechtigte sind ferner ehe- 
malige Kriegsgefangene, die nach dem 
31. Dezember 1946 aus ausländisdiem 
Gewahrsam (§ 2) entlassen worden 
sind und vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes (3. Februar 1954) vorüber- 
gehend ihren Wohnsitz oder Aufent- 
halt aus dem Geltungsbereich des Ge- 
setzes in das Ausland verlegt haben." 

c) Der bisherige Wortlaut wird Ab- 
satz 1. 

2. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte 
„7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 866, 1521)" durch die Worte 
„6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469)" ersetzt; dem Absatz wird 
angefügt: 

„Sind Kriegsgefangene in ein im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes gelegenes 
Internierungslager überführt wor- 
den, so endet die Kriegsgefangen- 
sdiaft mit diesem Zeitpunkt." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Kriegsgefangene im Sinne 
dieses Gesetzes gelten 

1. Deutsche, die im ursädblichen Zu- 
sammenhang mit Ereignissen, die 
unmittelbar mit der Kriegsführung 
des Zweiten Weltkrieges zusam- 
menhingen, von einer ausländi- 
schen Macht 

a) auf engbegrenztem Raum un- 
ter dauernder Bewachung fest- 
gehalten oder 

b) in ein ausländisches Staatsge- 
biet verschleppt wurden, und 

2. Deutsdie, die im ursächlichen Zu- 
sammenhang mit dem Zweiten 
Weltkrieg im Ausland wegen ihrer 
Volkszugehörigkeit oder ihrer 
Staatsangehörigkeit 

a) auf engbegrenztem Raum un- 
ter dauernder Bewachung fest- 
gehalten oder 

b) aus dem Ausland in ein anderes 
ausländisdies Staatsgebiet ver- 
schleppt wurden." 
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Entwurf 


3. In § 4 Abs. 1 werden nach dem Wort 
^erfolgt'^ die Worte y,2H gleichen Teilen"" 
eingefügt. 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

Der Anspruch auf Entschädigung ist 
nicht übertragbar, kann jedoch verpfänd 
det werden. Stirbt der Kriegsgefangene 
oder ehemalige Kriegsgefangene oder Be- 
rechtigte na<£ dem 31. Dezember 1946, 
so erben den Anspruch auf Entschädigung 
sein Ehegatte, seine Kinder, seine Eltern 
oder Stiefeltern, wenn sie am Tage des In- 
krafttretens des Gesetzes im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt gehabt haben oder 
nach diesem Zeitpunkt unter den Voraus- 
setzungen des § 1 Nr. 1 bis 4 im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt gehabt haben 
oder nach diesem Zeitpunkt unter den 
V oraussetzungen des § 1 Nr. 1 bis 4 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ständigen 
Aufenthalt nehmen.“ 


Beschlüsse des^ 29. Ausschusses 

c) Als neue Absätze 3 und 4 werden 
angefügt: 

„(3) Absatz 2 gilt nicht für Deut- 
sche, die entweder 

vor dem anrückenden Feind eva- 
kuiert wurden oder geflohen sind 
oder 

als Vertriebene 

in Lagern im Ausland zum Zwecke 
ihres Abtransportes untergebracht 
waren. Absatz 2 gilt ferner nicht für 
Deutsche, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes arbeits- 
verpflichtet wurden, auch wenn sie 
lagermäßig untergebracht waren. 

(4) Die Rechtsstellung eines Deut- 
schen muß zum Zeitpunkt der An- 
tragstellung gegeben sein.“ 

3. entfällt 


4. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 3 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung 
ist nicht übertragbar. 

(2) Stirbt der Berechtigte nach Inkraft- 
treten des Gesetzes (3. Februar 1954), 
so ist der Anspruch auf Entschädigung 
vererblich, wenn der Berechtigte von sei- 
nem Ehegatten, seinen Kindern oder 
seinen Eltern beerbt wird und diese am 
Tage des Inkrafttretens des Gesetzes im 
Geltungsbereich des Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt ge- 
habt haben oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 im Geltungsbereich 
des Gesetzes ihren ständigen Aufenthalt 
nehmen. Sind Erben dieser Art nicht vor- 
handen, so geht der Anspruch auf Ent- 
schädigung nach Maßgabe der gesetz- 
lichen Erbfolge auf die Stiefkinder oder 
den Stiefelternteil über. Wird der Be- 
rechtigte von mehreren Erben beerbt 
und liegen nur bei einem Teil von ihnen 
die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, 
so steht den Erben, die die Vorausset- 
zungen erfüllen, der Anspruch auf die 
ganze Entschädigung, und zwar soweit 
er ihr Erbrecht übersteigt, als Voraus zu. 
Der Anspruch ist auch dann vererblich, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 


wenn sich die Erben eines nach § 1 
Abs. 2 Berechtigten in einem ausländi- 
schen Staatsgebiet aufhalten, in dem die 
Bundesrepublik vertreten ist. 

(3) Ist der Kriegsgefangene in auslän- 
dischem Gewahrsam oder der ehemalige 
Kriegsgefangene in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1947 bis 2. Februar 1954 im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes gestorben, so 
steht seinen Erben, wenn diese seine 
Ehefrau, seine Kinder oder seine Eltern 
sind, oder falls solche Erben nicht vor- 
handen sind, den Stiefkindern oder dem 
Stiefelternteil ein Anspruch auf Entschä- 
digung nach Maßgabe des Absatzes 2 zu, 
wie ihn der Kriegsgefangene oder der 
ehemalige Kriegsgefangene hätte, wenn 
das Gesetz im Zeitpunkt seines Todes 
bereits in Kraft gewesen wäre.“ 

4 a. § 8 erhält folgende Fassung; 

4 8 

(1) Von dem Anspruch auf Zahlung 
einer Entschädigung (§ 3), auf Gewäh- 
rung von Darlehen und Beihilfen (§ 28) 
ist ausgeschlossen, 

1. wer der nationalsozialistischen oder 
einer anderen Gewaltherrschaft in ver- 
werflicher Weise Vorschub geleistet 
hat; 

2. wem nach dem 8. Mai 1945 rechtskräf- 
tig die bürgerlichen Ehrenrechte ab- 
erkannt worden sind; 

3. wer nach dem 8. Mai 1945 rechtskräf- 
tig zu einer Zuchthausstrafe von mehr 
als drei Jahren verurteilt worden ist; 

4. wer die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung bekämpft; 

5. wer nach dem 8. Mai 1945 wegen an 
Mitgefangenen in ausländischem Ge- 
wahrsam begangener Verbrechen oder 
Vergehen verurteilt worden ist. 

(2) Die Verurteilung nadi Absatz 1 
Nr. 2, 3 und 5 muß durch ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes erfolgt sein. 

(3) Solange wegen der im Absatz 1 
Nr. 2, 3 und 5 genannten Straftaten ein 
Ermittlungsverfahren oder Strafverfah- 
ren schwebt, sind die Entscheidungen 
über Anträge auf Leistungen nach die- 
sem Gesetz zurückzustellen. Wird ein 
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Entwurf 


5. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Für Personeny die nach dem 
3L Dezember 1946 aus ausländischem Ge- 
wahrsam entlassen worden sind oder wer- 
den und die bei unverschuldeter Verzöge- 
rung der Rückkehr nach dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes genommen haben 
oder nehmen, beginnt die in Absatz 1 ge- 
nannte Frist mit dem Ersten des Monats, 
der dem Tage des Eintreffens im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes folgt, frühestens 
mit dem Tage des Inkrafttretens des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Kriegs- 
gef angenenentschädigungsgesetzes. “ 

6. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Erben eines verstorbenen 
Kriegsgefangenen oder ehemaligen Kriegs- 
gefangenen beginnt die Frist des Absat- 
zes 1 mit dem Tage des Zugehens der 
amtlichen Todesmeldung oder der Todes- 
erklärung, frühestens mit dem Inkrafttre- 
ten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes. Für die Erben eines Berechtigte«, der 
innerhalb der Antragsfrist stirbt, ohne 
einen Antrag gestellt zu haben, beginnt 
die Frist des Absatzes 1 mit dem Todes- 
tage, frühestens mit dem Tage des Inkraft- 
tretens des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes.“ 

7. § 9 erhält folgende neue Absätze 4, 5 
und 6: 

„(4) Für Berechtigte nach § 1 Abs. 2 
und für Berechtigte, die im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes ihren ständigen Aufent- 
halt haben und die deutsche Staatsange- 
hörigkeit nach dem Dritten Abschnitt 
des Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 65) oder durch das 
Zweite Gesetz zur Regelung von Fragen 

der Staatsangehörigkeit vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) erhalten kön- 


Beschlüsse des 2 9. Ausschusses 

solches Verfahren eingeleitet, nachdem 
der Anspruch auf Leistungen durch Be- 
scheid zuerkannt, eine Auszahlung aber 
nodi nicht erfolgt ist, so ist die Aus- 
zahlung auszusetzen.“ 

5. § 9 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Die Absätze 2 und 3 erhalten fol- 
gende Fassung; 

„(2) Für Berechtigte, die nach In- 
krafttreten des Gesetzes (3. Februar 
1954) im Geltungsbereich des Geset- 
zes ständigen Aufenthalt nehmen, 
beginnt die im Absatz 1 genannte 
Frist mit dem Ersten des Monats, der 
dem Tage des Eintreffens im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes folgt, frü- 
hestens mit dem Tage des Inkraft- 
tretens des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes.“ 


(3) Hatte der verstorbene Berech- 
tigte noch keinen Antrag gestellt, so 
beginnt für den Personenkreis des 
§ 5 Abs. 2 die Frist des Absatzes 1 
mit dem Todestage, für Stiefkinder 
und den Stiefelternteil jedoch frü- 
hestens mit dem Tage des Inkrafttre- 
tens des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes.“ 


b) Als neue Absätze 4, 5 und 6 werden 
angefügt; 

„(4) Die Frist des Absatzes 1 be- 
ginnt für Berechtigte gemäß § 1 
Abs. 2 und für Berechtigte, die im 
Geltungsbereich des Gesetzes ihren 
ständigen Aufenthalt haben und die 
deutsche Staatsangehörigkeit nach 
dem Dritten Abschnitt des Gesetzes 
zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit vom 22. Februar 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 65) oder durch 
das Zweite Gesetz zur Regelung von 
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nen, beginnt die in Absatz 1 genannte 
Frist am Tage des Inkrafttretens des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes. 


(5) Ist ein Berechtigter an der Antrag- 
stellung durch Umstände verhindert wor- 
den, die außerhalb seines Willens lagen, 
so ist er nodi binnen sechs Monaten nach 
Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes zur Antragstellung zuge- 
lassen. 

(6) Für Personen, die die Frist des 
Absatzes 1 nicht eingehalten haben, er- 
folgt die Feststellung der Ansprüche nach 
den §§ 3 und 5 auf Antrag, der binnen 
eines halben Jahres nach Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes gestellt werden muß.“ 


8. In § 15 Abs. 1 werden die Worte „vor 
den Dienststellen und Ausschüssen“ ge- 
strichen. 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 

Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
17. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I 

S. 431) erhalten können, am Tage des 
Inkrafttretens des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes, ferner für Bereditigte gemäß 
§ 5 Abs, 3 mit dem Tage des Erhalts 
der amtlidien Todesmeldung oder 
der Todeserklärung, frühestens mit 
dem Tage des Inkrafttretens des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Kriegsgefangenenent- 
sdiädigungsgesetzes. 

(5) Ist ein Berechtigter an der An- 
tragstellung durch Umstände verhin- 
dert worden, die außerhalb seines 
Willens lagen, so ist er noch binnen 
sechs Monaten nach Wegfall des Hin- 
dernisses zur Antragstellung zuge- 
lassen. 

(6) Für Personen, die die Frist des 
Absatzes 1 nicht eingehalten haben, 
erfolgt die Feststellung der Ansprü- 
che nach den §§ 3 und 5 auf Antrag, 
der binnen eines halben Jahres nach 
Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsge- 
setzes gestellt werden muß.“ 

6. § 10 wird gestrichen. 

7. In § 11 wird das Wort „Dienststelle“ 
durch das Wort „Behörde“ ersetzt. 

7 a. In § 12 Abs. 1 wird das Wort „Dienst- 
stellen“ durch das Wort „Behörden“ er- 
setzt. 

7 b. In § 13 wird im Absatz 2 das Wort 
„Dienststelle“ durch das Wort „Be- 
hörde“ und im Absatz 3 das Wort 
„Dienststellen“ durch das Wort „Be- 
hörden“ ersetzt. 

7 c. In § 14 Abs. 1 wird das Wort „Dienst- 
stellen“ durch das Wort „Behördien“ er- 
setzt, 

8. unverändert 


8a. In § 16 Abs. 1 wird das Wort „Dienst- 
stelle“ durch das Wort „Behörde“ er- 
setzt. 
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9. In § 17 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

„Sie müssen eine Redit^ittelbelehrung 
enthalten.“ 

10. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte „kön- 
nen der Antragsteller und die Aufsichts- 
behörden'' ersetzt. 


11. In § 19 Abs. 1 werden nach den Worten 
„oder mehrerer Kreise“ die Worte „oder 
des Landes“ eingefügt. 


12. In § 22 werden die Worte „kann der An- 
tragsteller“ durch die Worte „können 
der Antragsteller und die Aufsichtsbehör- 
den" ersetzt. 

13. In § 23 Abs. 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte „kön- 
nen der Antragsteller und die Aufsichts- 
behörden" ersetzt. 


14. In § 28 wird der letzte Satzteil ,,und wenn 
und soweit die nach Abschnitt I gewährte 
oder zu gewährende Entschädigung zur 
Finanzierung des beabsichtigten Vorha- 
bens nicht ausreicht" gestrichen. 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 

9. unverändert 


10. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte 
„können der Antragsteller und der Lei- 
ter der Behörde“ ersetzt; am Schluß 
wird folgender Satz angefügt: 

„Das Weisungsrecht der Aufsichtsbehör- 
den bleibt unberührt.“ 

11. unverändert 


11a. In § 21 Abs. 1 wird das Wort „Dienst- 
stelle“ durch das Wort „Behörde“ er- 
setzt. 

12. In § 22 werden die Worte „kann der 
Antragsteller“ durch die Worte „können 
der Antragsteller und der Leiter der Be- 
hörde, bei der der Beschwerdeausschuß 
gebildet ist,“ ersetzt. 

13. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte 
„können die Beteiligten“ ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Berufung gegen die End- 
entscheidung und die Beschwerde 
gegen andere Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichts sind ausge- 
schlossen.“ 

13 a. In § 26 wird das Wort „Dienststelle“ 
durdi das Wort „Behörde“ ersetzt. 

14. In § 28 wird hinter dem Wort „Länder“ 
eingefügt „im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes“; am Schluß wird folgender Satz 
angefügt: 

„Die Entschädigung wird bei der Ge- 
währung der Darlehen oder Beihilfen 
dann nicht abgerechnet, wenn und so- 
weit sie bereits bei der Gewährung eines 
Darlehens oder einer Beihilfe im Sinne 
des Satzes 1 angerechnet worden ist oder 
wenn und soweit der Berechtigte nach- 
weist, daß er die Entschädigung für 
einen anderen der in Satz 1 genannten 
Zwecke verwendet hat und für diesen 
Zweck sonst ein Darlehen oder eine Bei- 
hilfe erhalten hätte.“ 
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15. In § 30 Abs. 4 werden nach den Worten 
„der Mittel“ die Worte „zu Absatz 1“ 
eingefügt. 

16. In § 31 wird der zweite Satz gestrichen. 


17. ln § 40 werden nach den Worten „der 
obersten Landesbehörde'' die Worte „oder 
einer von ihr zu bestimmenden Stelle" 
eingefügt. 


Beschlüsse des 2 9. Ausschusses 

15. unverändert 


16. unverändert 

16a. In § 33 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort 
„zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt. 

16b. In § 35 erhält Satz 3 folgende Fassung: 
„Sie hat den Antrag weiterzuleiten, und 
zwar für Existenzaufbaudarlehen an die 
für den Betriebsort zuständige Behörde 
(§ 11), für Darlehen zur Beschaffung 
von Wohnraum an die für den Ort des 
Vorhabens zuständige Bewilligungsstelle 
("§39 Abs. 3) und für Beihilfen zur Be- 
sAaffung von Hausrat an die für den 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
zuständige Behörde (§ 11).“ 

16 c. In § 36 wird jeweils das Wort „Dienst- 
stellen“ durA das Wort „Behörden“ er- 
setzt. 

16d. In § 38 werden die Worte „§§ 14 und 
16“ durA die Worte „§§ 14 bis 16“ er- 
setzt. 

16 e. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort 
„Dienststellenleiter“ durA das Wort 
„Behördenleiter“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden hinter dem Wort 
„BewilligungsaussAuß“ die Worte 
„zur Prüfung“ eingefügt. 

17. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

(1) Über Anträge zur Gewährung von 
Darlehen entsAeidet der Leiter der für 
den Ort des Vorhabens zuständigen Be- 
hörde bis zu der gleiAen Höhe, in der 
für die jeweilige Darlehensart der Leiter 
des dort zuständigen AusgleiAsamtes 
entscheiden kann. Über Anträge, die 
nach ihrer Höhe niAt in die Zuständig- 
keit der Behörde fallen, entsAeidet die 
zuständige oberste Landesbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle. 


(2) Über Anträge zur Gewährung von 
Beihilfen entsAeidet der Leiter der für 
den ständigen Aufenthalt des Antrag- 
stellers zuständigen Behörde.“ 
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18./« § 41 werden nach den Worten „die 
oberste Landesbehörde'' die Worte „oder 
eine von ihr zu bestimmende Stelle" ein- 
gefügt. 


19. In § 42 Abs. 1 werden die Worte „gemäß 
§ 13 des Gesetzes" ersetzt durch 39)" . 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbi I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Lande Berlin nach S 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 

18. § 41 erhält folgende Fassung: 

4 41 

Anträge zur Gewährung von Dar- 
lehen, über die die zuständige Behörde 
nicht selbst entscheiden kann, werden 
von der für den Ort des Vorhabens zu- 
ständigen Behörde unter Mitwirkung 
des Prüfungsausschusses (§ 39) vorge- 
prüft und der zuständigen obersten Lan- 
desbehörde oder der von ihr bestimm- 
ten Behörde zur Entscheidung vorge- 
legt.“ 

19. In § 42 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Die Entscheidung über den Antrag er- 
geht durch Bescheid," 

19a. § 43 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Gegen den Bescheid können der 
Antragsteller und die vom Lande 
bestimmte Behörde binnen eines 
Monats nach Zustellung die Entschei- 
dung des Besdiwerdeausschusses an- 
rufen, der gemäß § 19 zu bilden ist 
und durch Beschluß entscheidet." 

b) Absatz 2 wird durch folgende Ab- 
sätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Entscheidet gemäß § 40 die 
oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle, so tritt an die 
Stelle der Beschwerde der Einspruch. 

(3) Sind nach allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften die Voraus- 
setzungen für eine verwaltungsge- 
richtliche Klage gegen die Entschei- 
dung des Beschwerdeausschusses ge- 
geben, so gelten die §§ 22 bis 27 ent- 
sprechend," 

A r t i k e 1 2 
unverändert 
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Beschlüsse des 2 9. Ausschusses 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Artikel 3 

(1) Die Vorsdirift des Artikels 1 Nr. 2 
tritt mit Wirkung vom 3. Februar 1954, das 
Gesetz im übrigen am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Soweit Leistungen vor der Verkündung 
dieses Gesetzes Personen zugebilligt worden 
sind, die durch dieses Gesetz ausgeschlossen 
werden, hat es hierbei sein Bewenden. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte kann den 
Wortlaut des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes unter neuem Datum bekannt- 
geben und hierbei Unstimmigkeiten im 
Wortlaut und in der Paragraphenfolge be- 
seitigen. 
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